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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Neues Schreiben zur Zinsschranke 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 24. März 2025 ein neues 
Schreiben zur Zinsschranke (§ 4h Einkommensteuergesetz (EStG); § 8a 
Körperschaftsteuergesetz (KStG)) veröffentlicht. 

Hintergrund 

Mit dem Gesetz zur Förderung geordneter Kreditzweitmärkte und zur Umsetzung 
der Richtlinie (EU) 2021/2167 über Kreditdienstleister und Kreditkäufer sowie zur 
Änderung weiterer finanzrechtlicher Bestimmungen 
(Kreditzweitmarktförderungsgesetz) vom 22. Dezember 2023 (BGBl. I Nummer 
411 S. 1) wurde die Zinsschranke (§ 4h EStG; § 8a KStG) geändert und an 
die Richtlinie (EU) 2016/1164 vom 12. Juli 2016 mit Vorschriften zur Bekämpfung 
von Steuervermeidungspraktiken mit unmittelbaren Auswirkungen auf das 
Funktionieren des Binnenmarkts (EU-Antisteuervermeidungsrichtlinie – ATAD) 
angepasst. 

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten 
Finanzbehörden der Länder hat das BMF nun zu Anwendungsfragen des § 4h 
EStG und des § 8a KStG in der Fassung des 
Kreditzweitmarktförderungsgesetzes Stellung genommen. 

Inhalt des Schreibens 

I. Zeitliche Anwendung 

II. Betriebsausgabenabzug für Zinsaufwendungen (§ 4h Absatz 1 EStG, § 8a 
Absatz 1 KStG) 

III. Ausnahmetatbestände (§ 4h Absatz 2 EStG) 

IV. Gesellschafterfremdfinanzierung 

V. Öffentliche Private Partnerschaften 

VI. Öffentliche Hand 

VII. Darlehen zur Finanzierung langfristiger öffentlicher Infrastrukturprojekte 

Anwendung 

Das Schreiben betrifft Anwendungsfragen zu § 4h EStG in der Fassung des 
Kreditzweitmarktförderungsgesetzes. § 4h EStG in dieser Fassung ist nach § 52 
Absatz 8b EStG erstmals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 14. 
Dezember 2023 beginnen und nicht vor dem 1. Januar 2024 enden. § 8a KStG in 
dieser Fassung ist mit Wirkung ab dem Veranlagungszeitraum 2024 anzuwenden. 
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Für vorangehende Wirtschaftsjahre/Veranlagungszeiträume findet das BMF-
Schreiben vom 4. Juli 2008, BStBl. I S. 718, weiter Anwendung. Entsprechendes 
gilt für die Anwendung des § 8a KStG, der in der am 31. Dezember 2023 
geltenden Fassung (Altjahre) nach § 34 Absatz 4 Satz 2 KStG weiter 
anzuwenden ist, soweit er auf § 4h EStG in der am 31. Dezember 2023 geltenden 
Fassung Bezug nimmt. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 24. März 2025, IV C 2 - S 2742-a/00028/012/001.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2025-03-24-Zinsschranke.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 27. März 2025 

 
 
Zur Sicherheit übereignete Aktien sind dem Sicherungsnehmer als 
Inhaber der Aktien zuzurechnen, wenn dieser die wesentlichen mit 
den Aktien verbundenen Rechte (insbesondere Veräußerung und 
Ausübung von Stimmrechten) rechtlich und tatsächlich ab dem 
Eigentumsübergang unabhängig vom Eintritt eines Sicherungsfalls 
ausüben kann. Aus einer zeitlich nach dem Streitjahr eingeführten 
spezialgesetzlichen Missbrauchsvermeidungsvorschrift (hier: § 8b 
Abs. 10 KStG i.d.F. des Unternehmensteuerreformgesetzes 2008) 
lässt sich nicht im Wege eines Umkehrschlusses die Folgerung 
ziehen, dass eine von ihr erfasste Sachverhaltskonstellation vor 
dem Inkrafttreten den Tatbestand der allgemeinen 
Missbrauchsvermeidungsvorschrift des § 42 AO nicht erfüllen 
kann. 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 020/25. 
 
 
Ausschüttungen, die eine deutsche Organgesellschaft von einer 
dänischen Tochter-Kapitalgesellschaft bezieht, sind in dem der 
deutschen Organträger-Personengesellschaft zuzurechnenden 
Einkommen in voller Höhe --ohne Anwendung des § 8b Abs. 1 des 
Körperschaftsteuergesetzes (KStG)-- enthalten (§ 15 Satz 1 Nr. 2 
KStG). Ein Verstoß gegen Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 90/435/EWG 
des Rates vom 23.07.1990 über das gemeinsame Steuersystem 
der Mutter- und Tochtergesellschaften verschiedener 
Mitgliedstaaten ist damit nicht verbunden. 
  
Zum Urteil 
 
 
 
 
Ein als Zahnarzt zugelassener Mitunternehmer übt im Rahmen 
eines Zusammenschlusses von Berufsträgern den freien Beruf 
selbst aus, wenn er neben einer gegebenenfalls äußerst 
geringfügigen behandelnden Tätigkeit vor allem und weit 
überwiegend organisatorische und administrative Leistungen für 
den Praxisbetrieb der Mitunternehmerschaft erbringt. Die eigene 
freiberufliche Betätigung eines Mitunternehmers kann auch in Form 
der Mit- und Zusammenarbeit stattfinden. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 019/25. 
 
 
 
 
 
 

Urteil I R 3/21: 
Wirtschaftliches 
Eigentum an zur 
Sicherheit 
übereigneten Aktien 
 
 
 
 
 
 
13. November 2024 
 

Urteil IV R 29/22: 
Anwendung der 
Bruttomethode im Fall 
der Ausschüttung 
einer EU-
Kapitalgesellschaft an 
eine deutsche 
Organgesellschaft 
 
 
 
6. Februar 2025 
 

 

 
Urteil VIII R 4/22: 
Freiberufliche 
Einkünfte einer 
Mitunternehmerschaft 
bei kaufmännischer 
Führung durch einen 
Berufsträger 
 
 
 
 
4. Februar 2025 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520048/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/wirtschaftliches-eigentum-an-zur-sicherheit-uebereigneten-aktien/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510050/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510051/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/freiberufliche-einkuenfte-einer-mitunternehmerschaft-bei-kaufmaennischer-fuehrung-durch-einen-berufstraeger/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil XI R 20/22: Vorsteuerabzug aus Insolvenzverwalterleistung bei 
Unternehmensfortführung durch den Insolvenzverwalter 
23. Oktober 2024 
Zum Urteil 
 
Urteil III R 34/22: Anscheinsbeweis für Privatnutzung eines Pickup und 
Anwendung der Ein-Prozent-Regelung 
16. Januar 2025 
Zum Urteil 
 
Beschluss XI R 1/22: Ein Vorsteuerüberhang aus dem 
Insolvenzeröffnungsverfahren ist mit Umsatzsteuer aus 
vorinsolvenzlicher Zeit zu saldieren; keine direkte oder analoge 
Anwendung des § 55 Abs. 4 InsO 
11. Dezember 2024 
Zum Urteil 
 
Beschluss XI R 8/22: Vorsteuerabzug aus Insolvenzverwalterleistungen 
bei steuerpflichtigen und steuerfreien Ausgangsleistungen 
(Unternehmenseinstellung) 
23. Oktober 2024 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
BVerfG: Erfolglose Verfassungsbeschwerde gegen Solidaritätszuschlag 
Mit am 26. März 2025 verkündetem Urteil hat der Zweite Senat des 
Bundesverfassungsgerichts eine Verfassungsbeschwerde gegen das 
Solidaritätszuschlaggesetz 1995 (SolZG 1995) in der Fassung des Gesetzes zur 
Rückführung des Solidaritätszuschlags 1995 vom 10. Dezember 2019 
zurückgewiesen. 
Hintergrund 
Der zum 1. Januar 1995 eingeführte Solidaritätszuschlag stellt eine 
Ergänzungsabgabe im Sinne des Art. 106 Abs. 1 Nr. 6 Grundgesetz (GG) dar. 
Mit ihrer Verfassungsbeschwerde wendetenn sich die Beschwerdeführerinnen 
und Beschwerdeführer einerseits im Hinblick auf den Veranlagungszeitraum 2020 
gegen die unveränderte Fortführung der Solidaritätszuschlagspflicht und 
andererseits ab dem Veranlagungszeitraum 2021 gegen den nur teilweisen 
Abbau des Solidaritätszuschlags. Sie rügten unter anderem eine Verletzung der 
Eigentumsgarantie des Art. 14 Abs. 1 GG sowie einen Verstoß gegen den 
allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG. 
 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520052/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510055/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510052/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520049/
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Entscheidung des BVerfG 
Der Senat führt in seinem Urteil aus, dass eine solche Ergänzungsabgabe einen 
aufgabenbezogenen finanziellen Mehrbedarf des Bundes voraussetzt, der durch 
den Gesetzgeber allerdings nur in seinen Grundzügen zu umreißen ist. 
Im Fall des Solidaritätszuschlags ist dies der wiedervereinigungsbedingte 
finanzielle Mehrbedarf des Bundes. Weiter führt der Senat aus, dass ein evidenter 
Wegfall des Mehrbedarfs eine Verpflichtung des Gesetzgebers begründet, die 
Abgabe aufzuheben oder ihre Voraussetzungen anzupassen. Insoweit trifft den 
Bundesgesetzgeber – bei einer länger andauernden Erhebung einer 
Ergänzungsabgabe – eine Beobachtungsobliegenheit. 
Ein offensichtlicher Wegfall des auf den Beitritt der damals neuen Länder 
zurückzuführenden Mehrbedarfs des Bundes kann auch heute (noch) nicht 
festgestellt werden. Eine Verpflichtung des Gesetzgebers zur Aufhebung des 
Solidaritätszuschlags ab dem Veranlagungszeitraum 2020 bestand und besteht 
folglich nicht. 
Die Verfassungsbeschwerde, mit der sich die Beschwerdeführerinnen und 
Beschwerdeführer gegen die unveränderte Fortführung der 
Solidaritätszuschlagspflicht und gegen den nur teilweisen Abbau des 
Solidaritätszuschlags wenden, blieb daher erfolglos. 
Richterin Wallrabenstein hat sich der Senatsmehrheit im Ergebnis 
angeschlossen, jedoch hinsichtlich der Begründung ein Sondervotum verfasst. 
Fundstelle 
BVerfG, Pressemitteilung 30/2025 vom 26. März 2025. 
 
Britische Steuerprivilegien mit Folgewirkungen in Deutschland 
Die für Zugezogene nach Großbritannien unter bestimmten Umständen gewährte 
Vergünstigung, nur das dorthin überführte Einkommen versteuern zu müssen 
(sogenannte Besteuerung auf "remittance basis"), kann in Deutschland eine 
kompensierende steuerliche Belastung nach sich ziehen. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Klägerin verzog von Deutschland nach Großbritannien. In Deutschland blieb 
sie trotzdessen mit ihren hier erzielten Vermietungseinkünften beschränkt 
einkommensteuerpflichtig. 
Darüber hinaus besteuerte das Finanzamt Zins- und Dividendenzuflüsse von 
einer deutschen Bank. Hierzu berief es sich auf die Regelungen zur sogenannten 
erweiterten beschränkten Einkommensteuerpflicht gemäß § 2 des 
Außensteuergesetzes (AStG). Diese Vorschrift erlaubt es unter bestimmten 
Voraussetzungen, ins Ausland verziehende deutsche Staatsangehörige für einen 
Zeitraum von zehn Jahren auch mit allen nicht-ausländischen Einkünften zu 
besteuern, wenn sie im Ausland einer niedrigen Besteuerung unterliegen. 
Das Finanzamt meinte, die Klägerin würde in Großbritannien bevorzugt besteuert, 
da sie von dem dort nur für Zugezogene geltenden Privileg profitierte, die 
streitigen Kapitalerträge nicht versteuern zu müssen. Grund hierfür war, dass die 
Klägerin dieses Einkommen nicht nach Großbritannien überwiesen ("remittet") 
hatte. 

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2025/bvg25-030.html?nn=68112
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ZUM SEMINAR 

Das Finanzgericht München wies die Klage ab (siehe unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Die Revision der Klägerin hatte keinen Erfolg. Der BFH entschied, dass die 
britische Besteuerung des Einkommens auf "remittance basis" eine 
Vorzugsbesteuerung im Sinne von § 2 AStG sei. 
Es handele sich um eine der Allgemeinheit in Großbritannien nicht zugängliche 
steuerliche Besserstellung von zugezogenen Steuerpflichtigen, die dort nicht 
beheimatet ("non-domiciled") sind. Im Hinblick auf die vollständige steuerliche 
Freistellung des nicht nach Großbritannien transferierten Einkommens könne - 
wie § 2 AStG voraussetzt - die gesamte Steuerbelastung erheblich gemindert 
werden. Dieser Vorteil solle durch die erweiterte beschränkte 
Einkommensteuerpflicht ausgeglichen werden. 
Die von der Klägerin vorgebrachten Zweifel an der Verfassungs- und 
Unionsrechtskonformität von § 2 AStG teilte der BFH nicht. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 14. Januar 2025 (IX R 37/21), veröffentlicht am 20. März 2025, 
vgl. die Pressemitteilung 016/25. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 

Business Meldungen 
 
Clean Industrial Deal, Aktionsplan für bezahlbare Energie und Omnibuspakete I 
und II 
 
Die Europäische Kommission (EU-Kommission) hat am 26.02.2025 verschiedene 
Maßnahmen vorgestellt, die die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Industrie 
stärken, den Bürokratieabbau fördern und die Dekarbonisierung vorantreiben 
sollen. Die Maßnahmen dienen der Konkretisierung der Mitteilung „EU-Kompass 
für Wettbewerbsfähigkeit“ (A Competitive Compass for the EU), welche die EU-
Kommission bereits am 29.01.2025 veröffentlicht hat. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 

 
Terminplaner 
  
Steuern zum Frühstück 
Webcast, 29.04.2025 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 
 

https://www.pwc-events.com/steuernzumfruehstueck
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/242033/britische-remittance-base-besteuerung-als-vorzugsbesteuerung-und-erweiterte-beschraenkte-steuerpflicht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520033/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/britische-steuerprivilegien-mit-folgewirkungen-in-deutschland/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/248116/extended-limited-tax-liability-if-income-is-subject-to-u.k.-tax-on-remittance-basis/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/248183/clean-industrial-deal-aktionsplan-fuer-bezahlbare-energie-und-omnibuspakete-i-und-ii/
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E-MAIL SENDEN 

 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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Gunnar Tetzlaff 
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